Wien, Donnerstag den 6. September 1877. 


X. Jaurgang. Nr. 36. 


Defterreichifche 


Jeilſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſen dung jährlich 4 fl., 
Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


vierteljährig 1 fl. 


halbjährig 2 fl., 


Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 5 fl. — 10 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 
erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mE 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Berlagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find vortofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Ki eh finden. 


Inhalt. 


Mittheilungen aus der Pra xis 

Zur Frage des Nachweiſes der Legitimation eines Kindes durch die nachher 
erfolgte Verehelichung der Eltern. Entſcheidung der politiſchen Behörde 
darüber aus Anlaß der Beurtheilung der ſtaats bürgerlichen, beziehungsweiſe 
gemeindlichen Zugehörigkeit. 

Eine Beſchwerde wegen ey gi des a gewährleiſteten Wahl⸗ 
rechtes (Art. 4, Abſ. 2 des St. G. G. über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger) vor dem Meeögerichte erſcheint nur inſoferne zuläſſig, als 
ſich die Beſchwerdeführer in ihrem ſubjectiven Wahlrechte verletzt erachten. 

Das die vorläufige Sicherſtellung von Gefällsſtrafen betreffende Hofdecret vom 
5 Februar 1839, Nr. 336 J. G 
gejeges zur allgemeinen Grundbuchsordnung vom 25. Juli 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Competenz der politiſchen Behörde bei Beſchwerden wegen eee eines Ge⸗ 
wäſſers (Geſetz vom 28. Auguſt 187, Nr. 32 L. G. Bl. 
ob der Enns. (88 75 und 16.) 

Notiz. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


1871 nicht 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage des Nachweiſes der Legitimation eines Kindes durch 
die nachher erfolgte Verehelichung der Eltern. Entſcheidung der 
are Behörde darüber aus Anlaß der Beurtheilung der 
taatsbürgerlichen, beziehungsweiſe gemeindlichen Zugehörigkeit. 


Die Witwe des am 13. Febr. 1873 zu Merzdorf bei Franken⸗ 
berg in Sachſen verſtorbenen Wenzel Sch. Namens Auguſte Sch. hat 
ſich im Auguſt 1873 mit ihren 3 ehelichen Kindern in die Heimat 
ihres verſtorbenen Gatten nach Krombach in Böhmen begeben; noch 
vor ihrem Abgange aber wurde ihr älteſtes, angeblich mit ihrem Gatten 
außerehlich erzeugtes Kind Erneſtine K. wegen Vagirens und Ein⸗ 
ſchleichens an das Gerichtsamt Frankenberg eingeliefert, in Folge deſſen 
ſich zwiſchen dieſem und der Bezirkshauptmannſchaft Gabel ein ſchrift⸗ 
licher Verkehr anläßlich der Uebernahme der verwitweten Auguſte Sch. 
mit allen 4 Kindern von der genannten Heimatsgemeinde des Sch. 
entwickelte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat dem Gerichtsamte in Franken⸗ 
berg unterm 5. September 1874 eröffnet, daß die Anerkennung der 
Zuſtändigkeit der Witwe und der ehelich erzeugten Kinder in den Ver⸗ 
band der Heimatsgemeinde Krombach, ſomit auch deren Annahme keinem An⸗ 
ſtande unterliege, daß aber dieſe Gemeinde nicht verhalten werden 


könne, auch die außerehelich am 28. Jänner 1863 geborne Erneſtine K. 


in den Heimatverband aufzunehmen, weil nach dem erhobenen Tauf⸗ 


S., iſt durch Art. IV des Einführungs⸗ 


| durch die nachgefolgte Verehelichung nicht nachgewieſen erſcheint, da nach 


dem Patente vom 16. October 1787 (J. G. S. Nr. 733) und nach 
dem § 164 a. b. G. B. die auf Angabe der unverehelichten Mutter 
erfolgte Einſchreibung des unehelichen Vaters nur dann beweiswirkend 
iſt, wenn der uneheliche Vater des Kindes ſich bei der Taufe oder 
ſpäter in Gegenwart des Seelſorgers und eines Zeugen als ſolcher 
unter den vorgezeichneten Vorſichten in das Taufbuch eingetragen hat. 

Der Stadtrath von Frankenberg überſendete hierauf unterm 
6. Jänner 1877 an die Bezirkshauptmannſchaft Gabel Abſchriften von 
über Anordnung der Kreishauptmannſchaft Zwickau aufgenommenen 
Protokollen, wornach die Vaterſchaft des Wenzel Sch. zu feinem un⸗ 
ehelichen Kinde genügend dargethan ſein dürfte, und erſuchte die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft um die Eröffnung, ob unter dieſen Verhältniſſen die 


| öſterreichiſche Staatsangehörigkeit der Erneſtine K. anerkannt oder noch 


für Defterzeich weiter und weßhalb verweigert werde? In dieſen abſchriftlichen Pro⸗ 


tokollen, welche bei dem genannten Stadtrathe aufgenommen wurden, 
beſtätigt die Schwiegermutter des verſtorbenen Sch. dann die Hebamme 
und die 4 Taufpathen, daß Wenzel Sch. ſich anläßlich des Taufactes 
des von Auguſte Sch. außerehelich gebornen Mädchens, welches bei der 
Taufe den Namen Erneſtine erhielt, ihnen gegenüber ausdrücklich als 
den Vater des Kindes erklärt hat. Die Hebamme gibt insbeſondere an, 
daß Wenzel Sch. ſie beauftragt habe, die Taufe dieſes Kindes zu ver⸗ 
anlaſſen und daß er ihr die zur Geburts- und Tauſanzeige nöthigen 
Angaben gemacht habe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erledigte die Zuſchrift des Franken⸗ 
berger Stadtrathes ddo. 8. Juni 1876 dahin, daß ſie die überſendeten 
Erhebungsacten nicht beſtimmen können, der Gemeinde Krombach die 
Erneſtine K. als dahin zuſtändig zur Armenverſorgung und polizeilichen 
Ueberwachung zuzuweiſen, weil nach dem erhobenen Tauf⸗ und Trau⸗ 
ungszeugniſſe des Pfarramtes Frankenberg deren Legitimation durch die 
nachgefolgte Verehelichung nicht nachgewieſen iſt, da nach den hierlands 
giltigen Geſetzes, insbeſondere nach dem Patente vom 16. October 1787, 
J. G. S. Nr. 733 und nach dem § 164 a. b. G. B. die auf Angabe 
der unverehelichten Mutter erfolgte Einſchreibung des unehelichen Vaters 
nur dann beweiswirkend iſt, wenn der uneheliche Vater des Kindes 
ſich bei der Taufe oder ſpäter in Gegenwart des Seelſorgers und eines 
Zeugen als ſolcher unter den vorgezeichneten Vorſichten in das Taufbuch 
eingetragen hat. 

Darauf richtete die königl. Kreishauptmannſchaft in Zwickau 
unterm 23. Juni 1876 ein Schreiben an die Statthalterei in Prag, 
worin dieſelbe, bevor ſie den Fall im Wege der auswärtigen Vertretung zur 
Löſung bringt, die Statthalterei um ihre Meinungsäußerung in dieſer 
Angelegenheit erſucht. In dieſem Schreiben hebt die Kreishauptmannſchaft 
hervor, daß nach ihrer Anſicht und den dort an die Beweisführung 
zu ſtellenden Forderungen das Kind als von Sch. mit ſeiner nachmaligen 
Ehefrau gezeugt, daher auch als durch nachfolgende Ehe legitimirt anzu⸗ 
ſehen iſt, und daß es ſich nicht leicht bezweifeln laſſen dürfte, daß, da 


und Trauungszeugniſſe des Pfarramtes Frankenberg deren Legitimation die ehelichen Verhältniſſe Sch's mit Zuſtimmung und Genehmigung ſeiner 


7 


Staats⸗ und Heimatsbehörde unter der Herrſchaft der ſächſiſchen Geſetze 
ſich entwickelt und vollzogen haben, der Fall auch nach ihnen in mate⸗ 
rieller wie in proceſſualer Beziehung zu beurtheilen iſt. Die Kreis⸗ 
hauptmannſchaft macht ferner geltend, daß die von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft geſorderte Abſtammung des fraglichen Kindes von dem öſterr. 
Staatsangehörigen Wenzel Sch. durch die protokollariſche Ausſage der 
6 Perſonen erwieſen ſei, und daß in dem von der Heimatsgemeinde 
Krombach ausgeſtellten Reverſe keinerlei Diſtinctionen gemacht worden 
ſind, vielmehr ganz einfach die Annahme Sch's mit Frau und Kindern 
für den eintretenden Fall zugeſichert worden iſt. 

Nun erbat ſich die Statthalterei vom Oberlandesgerichte die nach 
§ 37 des Geſetzes vom 3. December 1863 den Gerichten zuſtehende 
Entſcheidung über die ſtreitige Frage des Civilrechtes, ob die am 28. 
Jänner 1863 iu Frankenberg in Sachſen geborne Erneſtine K. für 
eine uneheliche Tochter der ſächſiſchen Staatsangehörigen Auguſte K. 
und eine natürliche Tochter des verſtorbenen öſterr. Staatsangehörigen 
Wenzel Sch. zu halten, ob dieſelbe demnach durch die am 10. Sep⸗ 
tember 1865 erfolgte Verehelichung der Auguſte K. mit Wenzel Sch. 
legitimirt worden ſei, und ob ſie daher durch die Verehelichung das 
öſterr. Staatsbürgerrecht erworben habe. 

Das O., L. G. eröffnete, daß Erneſtine K. für eine uneheliche 
Tochter der ſächſiſchen Staatsangehörigen Auguſte K. und natürliche 
Tochter des verſtorbenen öſterr. Staatsangehörigen Wenzel Sch. zu 
halten iſt, indem Letzterer mit Auguſte K. in Concubinate gelebt und er 
ſelbſt eingeſtanden hat, dieſelbe außerehelich geſchwängert zu haben, ſie 
aber zu heirathen zu beabſichtigen, daß dieſelbe, da durch die nachge⸗ 
folgte Verehelichung des Wenzel Sch. mit Auguſte K. das von ihnen 
außerehelich erzeugte Kind nach $ 164 a. b. G. B. unter die ehelich 
erzeugten gerechnet wird, legimitirt iſt, und daß Auguſte K. durch die 
Verehelichung mit dem öſterr. Staatsbürger Wenzel Sch. nach dem 
Hofkanzleidecrete vom 28. Februar 1833 die öſterr. Staatsbürger⸗ 
ſchaft erworben hat. 

Hierauf hat die Statthalterei ddo. 6. September 1876 an die 
Bezirkshauptmannſchaft ſolgende Entſcheidung getroffen: „In der ourch 
die königl. ſächſiſche Kreishauptmannſchaſt Zwickau angeregten Frage 
des ſtreitigen Staatsbürger⸗ und Heimatrechtes der Erneſtine K. wird 
erkannt, daß die am 28. Jänner 1863 in Frankenberg in Sachſen 


geborne Erneſtine K. für eine uneheliche Tochter der ſächſiſchen Staats⸗ 


angehörigen Auguſte K. und natürliche Tochter des verſtorbenen öſterr. 
Staatsangehörigen Wenzel Sch. zu halten iſt, indem Letzterer mit 
Auguſte K. im Concubinate lebte und er ſelbſt eingeſtanden hat, 
Auguſte K. außerehelich geſchwängert zu haben, ſie aber auch zu hei⸗ 
raten beabſichtigte. Durch die wirklich nachgefolgte Verehelichung des 
Wenzel Sch. mit Auguſte K. iſt das von ihnen außerehelich erzeugte 
zuvor genannte Kind legitimirt und nach S 161 a. b. G. B. unter 
die ehelich erzeugten zu rechnen. Auguſte K. hat zugleich auch durch 
Verehelichung mit dem öſterr. Staatsbürger Wenzel Sch. nach dem 
Hofkanzleideerete vom 28. Februar 1833, Nr. 2595 J. G. S. die 
öſterr. Staatsbürgerſchaft erworben, demzufolge auch ihre Tochter Erneſtine 
als öſterreichiſche Staatsbürgerin anzuſehen iſt. Da ferner die Gemeinde 
Krombach in dem Reverſe vom 7. Juli 1865 die Aufnahme der 
Familie des Wenzel Sch. nach Juliusthal ausnahmslos zugeſichert hat, 
ſo ſteht auch auf Grund dieſer Anerkennung das Heimatsrecht dieſer 
Familie einſchließlich der außerehelich gebornen Tochter Erneſtine K. 
in dieſer Gemeinde ſeſt.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde Krombach die Mini⸗ 
ſterialbeſchwerde eingebracht. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. Juni 1877, 3. 
5180 dem Recurſe der Gemeinde Krombach gegen die Statthalterei⸗ 
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Eine Beſchwerde wegen Verletzung des verfaſſungsmäßig gewähr⸗ 

leiſteten Wahlrechtes (Art. u Abſ. 2 des St. G. G. über die 

allgemeinen Rechte der Staatsbürger) vor dem Reichsgerichte 

erſcheint nur inſoferne zuläſſig, als ſich die Beſchwerdeführer in 
ihrem ſubjectiven Wahlrechte verletzt erachten. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 27. April 1877 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung, bei welcher gegenwärtig waren 
über die Beſchwerde des Dr. Joſef K., Advocat, Max V., Bürger, und 
Paul M., Bürger, ſämmtlich zu Pr., de praes. 4. Jänner d. J., Nr. 3 
R. G., wider die Entſcheidungen der Gemeinde⸗Reclgmations⸗Commiſſion 
zu Pr. ddo. 13. December 1876, Nr. 2301 pol. und der k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft daſelbſt ddo. 19. December 1876, Nr. 6445, 
wegen behaupteter Verletzung des Wahlrechts zur Gemeindevertretung 
Pr. und das von den Beſchwerdeführern geſtellte Begehren um Erkennt⸗ 
niß: durch die Abſätze I, II und III der ebenbezogenen Entſcheidungen 
ſeien ſie in ihrem Wahlrechte zur Gemeindevertretung Pr. verletzt und es 
würden in Folge deſſen dieſe Abſätze I, II und III der Entſcheidungen 
als geſetzwidrig aufgehoben; — nach Anhörung des Herrn Advocaten 
Dr. Joſef K., prop. et mand. noe. der Beſchwerdeführer, dann des Herrn 
Advocaten Dr. Innocenz Z. als Vertreter des Vorſtandes der Gemeinde Pr. 
und dieſer Gemeinde, ſowie des Herrn Miniſterialrathes Dr. Vincenz 
Ritter von H. als Abgeordneten des k. k. Miniſteriums des Innern zu 
Recht erkannt: 

Dieſe Beſchwerde wird zurückgewieſen. Gründe. „Da ſowohl 
in den von der Gemeinde⸗Vertretung von Pr. und von der dortigen 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft erſtatteten Gegenſchriften, als in der münd⸗ 
lichen Verhandlung die Activ⸗Legitimation der Kläger zu der vorliegen⸗ 
den Beſchwerdeführung beſtritten worden iſt, ſo mußte vor Allem dieſe 
Einwendung in Erwägung gezogen werden. 

Die Frage iſt: ob auch ſolche Wahlberechtigte, welche unwider⸗ 

ſprochenermaßen in der Lage waren, das Wahlrecht für ihre Perſon 
unverkümmert auszuüben, berechtigt ſind, wegen Verletzung dieſes Rechts 
vor dem k. k. Reichsgerichte aus dem Grunde Beſchwerde zu führen, 
weil, ihrer Meinung nach, dritte Perſonen, zu welchen ſie in 
keinem juriſtiſchen Vertretungsverhältniſſe ſtehen, von der Ausübung des 
Wahlrechts ungebührlich ausgeſchloſſen, oder zu der Ausübung des⸗ 
ſelben unberechtigter Weiſe zugelaſſen worden ſind. 
Die diesfalls maßgebende grundgeſetzliche Beſtimmung (Art. IV, 
Abf. 2 des St. G. G. über die allgemeinen Staatsbürgerrechte) verfügt: 
Allen Staatsbürgern, welche in einer Gemeinde wohnen und daſelbſt 
von ihrem Realbeſitze, Erwerbe oder Einkommen Steuer entrichten, gebühre 
das active und paſſive Wahlrecht unter denſelben Bedingungen, wie den 
Gemeindeangehörigen. 

Dieſe grundgeſetzliche Beſtimmung beſchäftigt ſich lediglich mit dem 
Umfang der ſubjectiven Zuſtändigkeit des Wahlrechts als des Rechtes 
zu wählen und gewählt zu werden, indem ſie eine neue Kategorie 

von Wahlberechtigten ſchafft. Hingegen läßt ſie das Wahlrecht nach allen 
anderen Beziehungen unberührt. Hieraus ergibt ſich, im Zuſammenhalt 
mit Art. 15, Abſ. 2 des St. G. G. über die richterliche Gewalt, daß 
lediglich das perſönliche Recht, bei Zutreffen der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen in der Gemeinde zu wählen und gewählt zu werden, 
unter dem Schutze jener Inſtitution ſteht, welcher durch das Staatsgrund⸗ 
geſetz über die Einſetzung des Reichsgerichtes, insbeſondere durch Art. 3 
lit. b. desſelben, der Schutz verfaſſungsmäßig gewährleiſteter 
Rechte übertragen iſt. 5 
| Demgemäß aber können auch nur jene Perſonen zur Beſchwerde⸗ 
I: wegen Verletzung des verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Wahl⸗ 
rechts vor dem k. k. Reichsgerichte für kegitimirt erkannt werden, 


Entſcheidung vom 6. September 1876, mit welcher die öſterreichiſche welche darüber Beſchwerde erheben, daß fie durch verwaltungsbehördliche 
Staatsbürgerſchaft der Erneſtine K. anerkannt und derſelben das Heiz | Verfügungen in ihrem ſubjectiven (activen oder paſſiven) Wahlrechte 
matrecht in der genannten Gemeinde zuerkannt wurde, unter Behebung durch Nichtzulaſſung zur Ausübung desſelben verletzt ſeien, hingegen nicht 
dieſer Entſcheidung Folge zu geben befunden, „weil die Legitimation jene, welche ſich darüber beſchweren, daß angeblich dritte Perſonen, 
der Erneſtine K. durch die nachgefolgte Verehelichung des Wenzel Sch. zu welchen fie in keinem Vertretungsverhältniſſe ſtehen, in ihrer Wahl⸗ 
mit der Kindesmutter Auguſte K. nicht nachgewieſen iſt“. 0. berechtigung verkürzt wurden, oder aber darüber, daß durch die Zur 
laſſung oder Nichtzulaſſung dritter Perſonen zur Ausübung des Wahl⸗ 

rechtes ein gewiſſer Erfolg des Wahlvorganges nicht erzielt worden ſei. 

Da nun die hier in Rede ſtehende Beſchwerde ausſchließlich darauf 

beruht, daß das Wahlrecht zur Gemeindevertretung von Pr. den sub a, 

b und c der Beſchwerdeſchrift bezeichneten, von den Beſchwerdeführern 

verſchiedenen Perſonen zuerkannt wurde, während dieſe über eine Ver⸗ 


letzung ihres eigenen Wahlrechtes nicht klagen, jo muß die Beſchwerde, 
ohne weiteres Eingehen in ihren Inhalt, wegen mangelnder Legitimation 
der Beſchwerdeführer zurückgewieſen werden.“ 

(Entſcheidung vom 27. April 1877, Z. 95 R. G.) 


Das die vorläufige Sicherſtellung von Gefällsſtrafen betreffende 
Hofdecret vom 5. Februar 1839, Nr. 336 J. G. S., iſt durch 
Art. Iy des Einführungsgeſetzes zur allgemeinen Grundbuchs⸗ 
ordnung vom 25. Juli 1871 nicht außer Wirkfanmkeit geſetzt. 
Ob der Realität Nr. 3 und 4 zu Brandau in Böhmen erſcheint 
nach Ausweis des Grundbuches das Pfandrecht für eine von der k. k. 
Cameralbezirksverwaltung in Saaz unterm 24. December 1839 ver⸗ 
hängte Gefällsſtrafe per 9 fl. 12 kr. CM. vorgemerkt. Die derzeitigen 
Beſitzer jener Realität, Anton und Thereſia E., ſchritten unterm 9. 
October 1876 beim k. k. Bezirksgerichte in Katharinaberg um Löſchung 
jener Pfandrechtsvormerkung wegen unterlaſſener Rechtfertigung derſelben 
ein, und es ordnete das genannte Bezirksgericht mit dem Beſcheide vom 
11. October 1876, Z. 1962, über jenes Einſchreiten im Sinne des 
§ 45 des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes eine Tagfahrt mit dem Bei⸗ 
fügen an, daß bei derſelben der Vormerkungswerber, d. i. die k. k. 
Finanzprocuratur noe. des Gefällsſtraffondes, den Beweis, daß die 
Friſt zur Rechtfertigung der in Rede ſtehenden Vormerkung offengehalten 
oder die Rechtfertigungsklage rechtzeitig angeſtrengt wurde, zu liefern 
hat, widrigens die Löſchung dieſer Vormerkung bewilliget werden würde. 
Ueber den gegen dieſen Beſcheid überreichten Recurs der k. k. 
Finanzprocuratur wies das k. k. böhm Oberlandesgericht, in Abänderung 
der erſtinſtanzlichen Verfügung, die Eheleute Anton und Thereſia E. 
mit ihrem Löſchungsgeſuche ab und verordnete dem Katharinaberger 
Bezirksgerichte die weitere Amtshandlung in Gemäßheit des 8 133 G. G., 
weil es fi um eine auf Grund des Urtheiles der k. k. Cameralbezirks⸗ 
verwaltung in Saaz erwirkte Pfandrechtsvormerkung handelt, dieſe aber 
nicht im Proceßwege zu rechtfertigen iſt, ſondern nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des Hoſdecretes vom 5. Februar 1839, Nr. 346 J. G. S.“), 
zur Juſtificirung weder einer Klage. noch der Bewilligung einer Friſt 
bedarf, daher aus dem Grunde der unterbliebenen Rechtfertigung, wie 
ſolche der 8 42 G. G. vorſchreibt, nicht gelöſcht werden kann, und ſohin 
auch das im § 45 des G. G. vorgezeichnete Verfahren nicht platzgreift. 
Den hiegegen eingebrachten Reviſionsrecurs der Eheleute E. hat 
der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 3. Jänner 1877, 
3. 15481 aus den in der obergerichtlichen Entſcheidung angeführten 
Gründen und in der weiteren Erwägung abzuweiſen befunden, daß die 
in dem vorliegenden Recurſe erörterte Behauptung, es ſei durch den 
Art. IV des Einführungsgeſetzes zur allgemeinen Grundbuchsordnung 
vom 25. Juli 1871, Nr. 95 R. G. Bl., das in der obergerichtlichen 
Entſcheidung bezogene Hofdecret vom 5. Februar 1839, Nr. 536 
J. G. S., außer Wirkſamkeit geſetzt worden, ſich als irrthümlich darſtellt, 
wie dies aus den Beſtimmungen der SS 38 c, 41 b und 42 des 
G. G. hervorgeht, wodurch der Grundſatz aufrecht erhalten iſt, daß nur 
in dem Falle, wenn die Rechtfertigung einer Pränotation im Proceß⸗ 
wege geſchehen muß, eine Klage zu überreichen iſt, daher die Anwend⸗ 
barkeit der Beſtimmung des 8 45 des G. © auf den vorliegenden 
Fall nicht eintritt. Not. Zeitg. 


Competenz der politiſchen Behörde bei Beſchwerden wegen Ab⸗ 
leitung eines Gewäſſers. (Geſetz vom 28. Auguſt 1870, Nr. 
32 des L. G. Bl. für Oeſterreich ob der Enns. §§ 75 und 16.) 

Auf der Wieſe des A. entſpringt eine Quelle; er überließ das 
Waſſer dieſer Quelle dem B. und leitete dasſelbe mittelſt einer Röhre 


) Das oben citirte Hofdecret vom 5. Februar 1839 lautet: 1. „In den 


Fällen, in denen bei einem Gerichte zum Behufe des wegen einer Gefälls⸗ 


übertretung anhängigen Verfahrens zufolge des § 567 des Gefällsſtrafgeſetz⸗ 
buches Vorkehrungen zur Erlangung der vorläufigen Sicherſtellung angeſucht 
worden, iſt, wenn das Einſchreiten nicht von der Kammerprocuratur geſchieht, 
die Beobachtung der in der Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Formen nicht 
zu fordern. 2. Da die zum Behufe des gedachten Verſahrens bewilligten 
Vorkehrungen zur Erlangung der vorläufigen Sicherſtellung durch disſes 
Verfahren ſelbſt in dem mittelſt des Strafgeſetzes über Gefällsübertretungen 
vorgeſchriebenen Wege gerechtfertigt werden, ſo iſt zur Juſtificirung derſelben 

„bei den Civilgerichten weder eine Klage zu überreichen, noch die Bewilligung 
einer Friſt anzuſuchen.“ 
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auf die angrenzende Wieſe des B., behufs deren Bewäſſerung ein Graben 
mit mehreren Seitengräben gezogen war. Dort wo die Röhrenleitung 
endet, zweigt ſich ein Seitengraben ab, welchen B. verlegte, um Waſſer 
auf ſeine Wieſe gelangen zu laſſen. Er behauptet nun in der gegen C., 
den Pächter einer nahegelegenen Säge, angebrachten Beſitzſtörungsklage, 
daß derſelbe die Verlegung beſeitigt habe, ſo daß das Waſſer nicht 
mehr auf die Wieſe des B., ſondern gegen die von C. gepachtete Säge 
abfloß. C. erwidert, er habe allerdings den Eigenthümer der Säge 
auf das Ausbleiben des Waſſers aufmerkſam gemacht, ſich aber jedes 
Actes enthalten, und es ſei dann wieder Waſſer gegen die Säge zuge⸗ 
floſſen. Die vernommenen Zeugen können nur angeben, daß ſie den C. 
an der fraglichen Stelle mit einer Schaufel hantiren ſahen, ohne behaupten 
zu können, was er gemacht habe. 

Das Bezirksgericht in Mattighofen wies mit Erkenntniß vom 13. 
Jänner 1877, 3. 3868 den B. ab, weil die Behauptung des Klägers 
vom Geklagten widerſprochen und durch die Zeugen nicht erwieſen wurde. 
— Im Recurſe führt B. aus, daß aus allen Umſtänden geſchloſſen 
werden müſſe, C. habe das Waſſer abgekehrt. 

Das Wiener Oberlandesgericht hat mit Erkenntniß vom 16. 
Februar 1877, 3. 2656 den über die Klage erfloſſenen Beſcheid, das 
nachgefolgte Verfahren und das erſtrichterliche Erkenntniß aufgehoben 
und die Zurückſtellung der zum gerichtlichen Verfahren nicht gehörigen 
Klage verordnet, weil es ſich im vorliegenden Falle um Aenderung des 
Gerinnes eines Gewäſſers handelt, welches, wie aus den Anführungen 
beider Streittheile hervorgeht, in ſeinem weiteren Abfluſſe den Betrieb 
einer Sägemühle bewirkt und weil, ſoferne es ſich in ſolchem Falle nur 
um die Wiederherſtellung des der behaupteten Störung vorangegangenen 
ſactiſchen Beſitzſtandes handelt, zufolge Miniſterialerlaſſes vom 7. Juli 
1868, Z. 162 R. G. Bl. die politiſche Behörde zuſtändig iſt. — Im 
Hofrecurſe führt B. an, daß $ 339 a. b. G. B durch das Waſſer⸗ 
rechtsgeſetz rückſichtlich der Gerichtsbarkeit nicht geändert ſei, und es wird 
ſich weiters auf eine Entſcheidung des k. k. oberften Gerichtshofes vom 
28. März 1872, 3. 3226 (Nr. 42 der öſterr. Gerichtshalle vom 
Jahre 1872) bezogen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 4. April 
1877, 3. 3799 die obergerichtliche Verordnung in der Erwägung 
beftätigt, daß nach § 75 des Landesgeſetzes für Oeſterreich ob der Enns 
vom 28. Auguſt 1870, Z. 32 alle Angelegenheiten, welche ſich auf 
die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer nach dieſem Geſetze 
beziehen, in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden gehören, nach 
8 16 des bezogenen Geſetzes eben auch bei Privatgewäſſern die vorläufige 
Bewilligung der politiſchen Behörde zu jeder andern als der im § 15 
angegebenen Benützung nothwendig iſt und es fich im vorliegenden 
Falle um die Frage handelt, ob das zur Bewäſſerung einer Wieſe 
dienende ſließende Waſſer zum Behuſe des Betriebes einer einem Anderen 
gehörigen Sägemühle abgeleitet werden durfte. Ger.⸗Ztg. 


Notiz. 


(Die Armenpflege in Berlin und Wien.) Darüber leſen wir in 
einem Artikel der „Deutſchen Zeitung“ Folgendes: 

Die Armen⸗Direetion der Stadt Berlin veröffentlicht foeben den Jahres⸗ 
bericht über die Verwaltung der ſtädtiſchen Armenpflege für das Jahr 1876. 
Der umfangreiche, eingehende Bericht bietet ein treues Bild von den Schatten⸗ 
ſeiten der Großſtadt, von der Zunahme der Armuth. Der Bericht liefert aber 
auch den Beweis, daß man in Berlin dem Anwachfen der Noth nicht verſchränkten 
Armes zuſieht, ſondern nach Kräften bemüht iſt, der Armuth und der Verarmung 
zu ſteuern. Es iſt eine geordnete Armenpflege, deren Wirken uns in all' den 
ſtattlichen Ziffern des Berichtes entgegentritt; ein Vergleich zwiſchen Wien und 
Berlin hat für uns manches Beſchämende. Gleichwohl ſoll der Vergleich gemacht 
werden, vielleicht führt er zur Erkenntniß deſſen, was uns in Bezug auf die 
Armenpflege noch fehlt. 

Berlin beſitzt 157 Armen⸗Commiſſionen, welche in 215 Stadtbezirken 
fungiren. Die Armen⸗Direction beſteht aus 10 Stadträthen, 12 Stadtverordneten, 
11 Bürger⸗Deputirten und 3 Aſſeſſoren; die Armen⸗Commiſſionen beſtehen aus 
100 Stadtverordneten und 1246 Mitgliedern. Die Armen⸗Commiſſionen hatten 
nun unter Anderm 67.477 Unterſtützungs⸗, 199.923 Curkoſtenſachen zu bearbeiten; 
dic Zahl ſämmtlicher erledigten Sachen betrug 309.486 gegen 261.209 im Vorjahre. 

In Wien iſt zur Leitung der Armenpflege der Magiſtrat unter Controle 
des Gemeinderathes berufen. Im Ganzen beſtehen 12 Armenbezirke, zur Armen⸗ 


pflege in jedem Gemeinde⸗Armenbezirke find die vom Magiſtrate ernannten 
Armenräthe berufen. Die Zahl der letzteren beträgt circa 500. Ueber die Wirk⸗ 
ſamkeit der Armenräthe iſt bis nun noch kein Bericht erſchienen; gewiß iſt wohl, 
daß die Meiſten mit Liebe und Hingebung ihres ſchwierigen Amtes walten werden; 
aber was können ſie bei den beſchränkten Mitteln, die ihnen zur Verfügung 
ſtehen, thun? Hier kommen wir nun auf einen für Wien tief beſchämenden Punkt. 
Im Jahre 1876 wurden nach dem uns vorliegenden Haupt⸗Rechnungsabſchluß 
der Großcommune Wien für die Armenpflege 586.566 fl 35 kr aufgewendet, in 
Berlin dagegen 4,441.23 7 Mark, gleich 2,225.618 fl. 50 kr., alſo faſt viermal 
ſo viel als in Wien! Und doch dürfte das Elend in Wien nicht weniger groß 
ſein als an der Spree! 

Ein genauer Vergleich der einzelnen Zweige der Armenpflege beider 
Städte iſt ſchwer, ja unmöglich, da, wie erwähnt, ein eigener Bericht über die 
Armenpflege Wiens nicht exiſtirt. An Unterſtützungen in baarem Gelde wurden 
in Berlin 1.745.821 Mark (872.910 fl. 50 kr.) vertheilt, um 170.143 Mark 
mehr als im Vorjahre. Dieſe Unterſtützungen wurden an 9665 Perſonen gegeben, 
von denen 2121 männlichen und 7574 weiblichen Geſchlechts waren. Unter dieſen 
unterſtützten Perſonen waren: 19 frühere Beamte und Lehrer, 8 Künſtler, Gelehrte 
und Literaten, 73 handeltreibende Perſonen, 1978 Gewerbetreibende und Hand⸗ 
werker, 43 Dienſtboten, 1118 unverehelichte Frauensperſonen, 83 Ehefrauen, 
487 eheverlaſſene Frauen und 5886 Witwen. Für die Armen⸗Krankenpflege waren 
50 Aerzte (in Wien 21!) beſtellt welche in 34.822 Fällen intervenirten. Die Aus⸗ 
gaben an Arzneien betrugen 70.309 Mark., Im Ganzen koſtete die Krankenpflege 
808.300 Mark. 

Im Nachſtehenden laſſen wir nun noch einige Schattenſeiten Berlins 
folgen, welche allerdings die Nothwendigkeit einer organiſirten Armenpflege für 
Berlin noch weit wichtiger und dringender erſcheinen laſſen als für Wien. Vor 
Allem zieht die große Zahl der „eheverlaſſenen Frauen“ und der Geiſteskranken 
die Auſmerkſamkeit auf ſich. 

Im vergangenen Jahre wurden nicht weniger als 500 Frauen von ihren 
Männern verlaſſen und dem größten Elende preisgegeben. Es mußten nicht 
weniger als 487 ſolcher Frauen unterſtützt werden. „In wenigen Fällen iſt 
lediglich Noth, und Nahrungsſorge Grund der ehelichen Trennung geweſen,“ 
faſt immer trifft den männlichen Theile die Schuld an der Trennung 
„Trunkſucht, Müßiggang, Liederlichkeit, Hang zum abenteuerlichen, vagabun⸗ 
direnden Leben und eheliche Untreue ſind die Motive der Trennung der engſten 
Familienbande.“ Eben ſo auffallend groß iſt die Zunahme der Irrſinnsfälle. „Die 
Steigerung betrug im Jahre 1876 gegen das Jahr 1866 104 Percent, der Be⸗ 
völkerung gegen die gleiche Zeit dagegen 47 Percent. Bezüglich der Wohuungs⸗ 
verhältniſſe wird geſagt: „Wenn ſich auch die beklagenswerthen Wohuungs⸗ 
verhältniſſe der frühern Jahre durch zahlreiche Neubauten verbeſſert haben und 
auch die Wohnungspreiſe in einzelnen Stadttheilen geſunken ſind, ſo daß eher 
von Wohnungs⸗Ueberfluß als von Wohnungsmangel die Rede ſein kann, ſo hat doch 
mit dieſer Beſſerung der Verhältniſſe die Arbeit und der Verdienſt nicht gleichen 
Schritt gehalten. Wegen Mangels an letzterm ſind viele Familien genöthigt geweſen, 
ihre Wohungsräume auf das Aeußerſte einzuſchränken, ja mit mehreren Familien zu 
theilen, oder Räume zu Wohn⸗ und Schlafſtätten zu nehmen, welche durch ihre 
Beſchaffenhett der Geſundheit höchſt nachtheilig ſind, ja als Brutſtätten von 
Krankheiten bezeichnet werden können. Daher ſtammen die vielen Krankheitsfälle, 
in denen wegen beſchränkter Wohnungsräume und deren mannigfacher nach⸗ 
theiligen Folgen die koſtſpielige Anſtaltspflege mehr denn je nothwendig war.“ 
Ganz wie in Wien. 

Die Parallele zwiſchen den beiden Großſtädten bezüglich der Armenpflege 
fällt daher leider nicht zu Gunſten Wiens aus. Strenge genommen hat Wien gar 
keine Armenpflege, wie ſie die Wiſſenſchaft fordert, wie fie durch die Verhältniſſe 
geboten iſt. An Armen fehlt es nicht, es fehlt an der Pflege, es fehlt an den 
Mitteln zur Ausübung derſelben. Für unſere Armenpflege gelten im Großen und 
Ganzen noch immer die Principien des im Jahre 1829 erſchienenen „Unterricht 
für die Herren Armen⸗Inſtituts⸗Vorſteher des Wiener Armenbezirkes“ und ſeit 
dem Jahre 1829 hat die Armenpflege denn doch einige Schritte vorwärts ge⸗ 
macht. Wie verlautet, iſt abermals eine „Reviſion“ der Armenpflege im Zuge, 
möge man es nicht abermals wie in den Jahren 1860 und ſelbſt 1873 bei der 
bloßen Reviſion bewenden laſſen. Eine völlige Neugeſtaltung unſerer Armenflege 
thut dringend noth und läßt ſich nicht länger hinausſchieben. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Verordnungen. 


Verorduung des k. k. Finanzminiſteriums vom 6. Jänner 1877, 3. 32.374, 
betreffend die, aus Anlaß der commiſſionellen Verhandlungen über die Regelung 
der Militär⸗Zinstarife erwachſenen Reiſe⸗Auslagen und Diäten. 

(Mit Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 26. Jän ner 1877, 3. 
720, ſämmtlichen Landesſtellen zur Kenntnißnahme und entſprechenden Verlaut⸗ 
barung übermittelt). 

In theilweiſer Abänderung der Verordnung vom 16. Juli 1868, 3. 
1402/ M., wird im Einvernehmen mit dem Reichskriegsminiſterium, dem 
Oberſten Rechnungshofe und dem Miniſter ium des Innern verfügt, daß ſolche 
Reiſe⸗Auslagen und Diäten, welche durch die Zuziehung von politiſchen oder 
Finanzbeamten zu den commiſſionellen Verhandlungen über die Regelung der 
Militär⸗Zinstarife erwachſen, aus dem Etat jenes Verwaltungszweiges zu be⸗ 
ſtreiten ſind, welchem der intervenirende Beamte angehört. 

Auf jene Reiſe⸗Auslagen, welche anläßlich der Ermittlung von Unter⸗ 
künften für die Landwehr (Landesſchützen) ſich ergeben, findet dieſe Beſtimmung 
keine Anwendung und bleibt bezüglich derſelben die citirte Verordnung in Kraft. 

Bei dieſem Anlaffe wird die Beſtimmung des Erlaſſes vom 27. April 
1852, 3. 5843/ TM. in Erinnerung gebracht, nach welcher zu Commiſſionen der 
erwähnten Art für die Stationshauptorte Beamte der leitenden Finanz⸗Behörden, 
dagegen für die anderen Stationen zur Vermeidung von Reiſe⸗Auslagen Beamte 
der Gefälls⸗ oder Steuerämter oder andere Finanzbeamte, welche im Orte 
ihre Station haben, zu beſtimmen ſind, ſo daß nur bei bedeutenderen Garniſons⸗ 
orten im Falle des Erforderniſſes ausnahmsweiſe Exmittirungen ſtattzufinden 
haben. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Range eines Finanzrathes be⸗ 
kleideten Finanzſecretär der Finanzdirection in Salzburg Leopold Bergmair 
anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Alois Koppitſch zu St. Leonhard 
in Kärnten das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe und Bürgermeiſter⸗Stellver⸗ 
treter Laurenz Hammernik in Waidhofen a. d. Thaya das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten des Finanzminiſteriums 
Johann Obert den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat die Oberbergeommiſſäre und Revierbergbeamten 
Martin Pokorny in Budweis, Joſef Fleiſchans in Olmütz, Adolf Kopetzky 
in Pilſen, Theodor Tobias Edlen von Hohendorf in Kuttenberg, Karl 
Auerhann in Mies, Wilhelm Reuß in Elbogen und Irenäus Stengel in 
Krakau zu Bergräthen, ferner den Bergcommiſſär Chriſtian Mladi in 
Brüx, den Bergeommiſſär Alois Pallau ſch, dann die Bergeommiſſäre Rudolf 
Pfeiffer in Brünn, Rudolf Heyd in Schlan, Franz Schal ſcha in Laibach, 
Georg Hecht in Falkenau, Rudolf Knapp in Graz, Heinrich Walter in 
Lemberg und Franz Aichinger in Hall zu Oberbergeommiſſären, endlich die 
Adjuncten Johann Wagmeiſter in Zara, Friedrich Zechner in Olmütz und 
Karl v. Webern in Leoben zu Bergcommiſſären ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzleiofficialſtellen im Stande der Kanzleibeamten der leitenden Finanz⸗ 
behörde Niederöſterreichs in der zehnten Rangsclaſſe, bis 5. October (Amtsbl. 
Nr. 199). 

Kanzleiſtellen im Stande der Kanzleibeamten der leitenden Finanzbehörden 
Adee in der eilſten Rangsclaſſe, bis 20. September (Amtsbl. 
Nr. 199). 

Forſtadjunctenſtellen im deutſchen und italieniſchen Antheile von Tirol 
mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 201). 


Concurs. 


Bei der Stadtgemeinde Carlsbad gelangt der Poſten eines 
zweiten Conceptsbeamten (Concepts⸗Adjunct) mit dem Bezuge 
eines jährlichen Gehaltes von 1000 fl., eines Quartiergeldes von 200 fl., 
der 10% Ouinquennalzulage und der Penſionsberechtigung nach dem 
Normale für Staatsbeamte zur Beſetzung. 

Bewerber um dieſen Poften, welche die juridiſchen Studien ab⸗ 
ſolvirt und womöglich im Verwaltungsfache bereits Verwendung gefunden 
haben müfſen, wollen ihre mit Zeugniſſen belegten Geſuche bis 29. Sep⸗ 
tember hieramts überreichen. 


Stadtrath Karlsbad, am 30. Auguſt 1877. 
Der Bürgermeiſter: 
Eduard Rnoll. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


